
3. Dez. 1954
Für das Nachschlagewerk! Ja 
Für die Sammlung! Ja
Für die Fachpresse! Ja

Gesetzs §§ 76, 77, § 88 Abs. 3 u. 4 BetrVG 

Leitsätze:
1. Die Vorschriften der §§ 76, 77 BetrVG über die Beteiligung 

der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat gelten auch für die 
Unternehmen der Seeschiffahrt.

2. Die Vertreter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat eines 
Unternehmens der Seeschiffahrt werden von allen nach
§ 6 wahlberechtigten Arbeitnehmern der Seeschiffahrts­
betriebe und der Landbetriebe des Unternehmens gewählt.

Aktenzeichens 1 ABR 7/54
Beschluß des BAG vom 3. Dezember 1954 LAG Kiel
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1. ABE 7/54 
Verkündet
am 3.Dezember 1954 
gez.Mißler,Angest. 
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle im NAMEN DES VOLKES !

B_ e_ s_ c_ h_l_ u ß

In fachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 3» Dezember 1954 unter Mitwirkung 
des Präsidenten Prof. Dr. Nipperdey sowie der Bundesrichter 
Dr. König und Dr. Poelmann und der Bundesarbeitsrichter 
Dr. Walter Reinecke und Erich Lübbe für Recht erkannt;

Auf die Rechtsbeschwerde des Antragstellers wird 
die angefochtene Entscheidung der I. Kammer des 
Landesarbeitsgerichts Kiel vom 13. Januar 1954 
- 3 Ta 8/53 - aufgehoben.
Es wird festgestellt, daß Vertreter der Arbeit­
nehmer in den Aufsichtsrat der Antragsgegnerin 
von den Aroeitnehmern ihrer Seeschiffahrts- 
und Landbetriebe zu wählen sind.
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Die Glückstädter Heringsfischerei AG betreibt Herings­
fang mit eigenen und gemieteten Schiffen und besitzt eine ■ 
Fangflotte von sieben Heringsloggern mit einer Gesamttonnage 
von 1.512 BRT. Die Loggerfischerei besteht darin, daß in den 
Monaten Juni bis Dezember Heringe mit dem Treibnetz gefangen 
und an Bord zu verkaufsfähigen Salzheringen verarbeitet wer­
den. Die so angelandeten Heringe werden in einem landbetrieb 
gepackt und gemäß den Aufgaben der Deutschen Heringshandeis- 
Gesellschaft mbH zum Versand gebracht. Nach Ende der Fang­
saison wird die Besatzung abgemustert, der Schiffspark still­
gelegt und Schiffe sowie Netze von dem Landbetrieb überholt, 
der bei Beginn der Saison die Schiffe wiederum mit Proviant, 
Salz und Fässern ausrüstet.

Die Arbeitnehmer des Landbetriebes haben einen Betriebs­
rat gewählt. Am 4. März 1953 wurden von den Arbeitnehmern 
des Landbetriebes zwei Vertreter der Arbeitnehmer in den Auf­
sicht srat gewählt. Die am 2. Oktober 1953 abgehaltene Haupt­
versammlung der Glückstädter Heringsfischerei AG ließ jedoch 
die gewählten Arbeitnehmer im Aufsichtsrat nicht zu, sondern 
wählte ohne Rücksicht auf die Bestimmung des § 76 BetrVG an­
derweit einen fünfköpfigen Aufsichtsrat.

Der Betriebsrat des Landbetriebes begehrt die Feststel­
lung, daß die Bestimmungen über die Vorschriften zur Wahl von 
Vertretern der Arbeitnehmer in den Aufsichtsrat auf den Land­
betrieb der Glückstädter Heringsfischerei AG Anwendung finden 
und hat zur Begründung auf § 88 Abs. 4 BetrVG verwiesen, wo­
nach dieses Gesetz für die Landbetriebe der Seeschiffahrt gel­
te. Die Glückstädter Heringsfischerei AG als Beteiligte hat 
um Zurückweisung des Antrages gebeten, weil sie als Unterneh­
men der Seeschiffahrt von dem Betriebsverfassungsgesetz nach 
dessen § 88 Abs. 3 nicht betroffen sei.
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Das Arbeitsgericht hat dem Anträge stattgegehen, das 
landesarheitsgericht ihn zurückgewiesen. Das Berufungsge­
richt hat festgestellt, daß das Unternehmen der Glückstädter 
Heringsfischerei AG, überwiegend ein solches der Seeschiff­
fahrt sei und weiter.ausgeführt: Wenn § 88 Abs.3 BetrVG die 
Anwendung des Gesetzes für "Betriebe" der Seeschiffahrt aus­
schließe, so wolle es damit nicht nur die betriebsverfas­
sungsrechtlichen Bestimmungen im engeren Sinne, sondern das 
gesamte Gesetz ausschließen. Andererseits ergebe der Wortlaut 
des § 88 Abs. 4,daß an sich auf landbetriebe sämtliche Be­
stimmungen des Gesetzes, einschließlich derjenigen über die 
Unternehmensverfassung anzuwenden seien. Indessen stehe die 
Wahl der in den Aufsichtsrat des Unternehmens zu entsenden­
den Arbeitnehmervertreter durch die Belegschaft der landbe­
triebe unter Ausschluß der Besatzungen mit dem Grundgedan­
ken und Zweck der gesetzlichen “Regelung dann in Widerspruch, 
wenn das Unternehmen überwiegend ein solches der Seeschiff­
fahrt sei. Die Vertretung der Arbeitnehmer im Aufsichts­
rat sei eine Form der wirtschaftlichen Mitbestimmung, die 
den Willen und die Auffassung der Arbeitnehmer des Unterneh­
mens bei der Unternehmensleitung zur Geltung bringen solle. 
Dem werde nicht entsprochen, wenn die Arbeitnehmer der für 
das Unternehmen typischen Betriebe von der Bestimmung der 
Arbeitnehmervertreter ausgeschlossen seien. Die Unterneh­
mensverfassung könne nur eine einheitliche sein. Es liege 
daher ein Ball echter Formenkonkurrenz zwischen § 88 Abs.3 
und Abs. 4 vor, die sinnvoll nur in der Weise gelöst wer­
den könne, daß auf den überwiegenden Charakter des Unter­
nehmens abgestellt werde, liege dieser wie hier auf dem 
Gebiete der Seeschiffahrt, so seien die Bestimmungen über 
die Wahl von Arbeitnehmern in den Aufsichtsrat nicht anzu­
wenden. Hiergegen wendet sich die Rechtsbeschwerde mit dem 
Anträge, die Entscheidung des Arbeitsgerichts wiederherzu­
stellen.
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Gr i r ü_ n_ d e

Die Rechtsbeschwerde ist begründet mit der Maßgabe, daß 
Vertreter der Arbeitnehmer in den Aufsichtsrat der Antragsgeg­
nerin von den Arbeitnehmern sowohl ihrer Seeschiffahrtsbetriebe 
wie ihrer Landbetriebe zu wählen sind.

Die von dem Berufungsgericht in Übereinstimmung mit Gal­
perin, BetrVG § 76 Bern. 23, Hueck, BB 1953 S. 325, Froehlich- 
Franke-WagnerP Die Beteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichts­
rat, 1953 S. 17 und anderen vertretene Auffassung über die 
rechtliche Bedeutung des § 88 Abs. 3 und Abs. 4 BetrVG ist 
rechtsirrtümlich. Wenn § 88 Abs. 3 bestimmt, daß das Gesetz 
keine Anwendung findet auf Betriebe der Seeschiffahrt, so ist 
damit nur die Anwendung der betriebsverfassungsrechtlichen Be­
stimmungen im engeren den Betrieb betreffenden Sinne ausge­
schlossen. Keineswegs bestimmt § 88 Abs. 3 BetrVG etwas darüber, 
daß auch die Normen über die Unternehmensverfassung, wie sie 
das Betriebsverfassungsgesetz festgelegt hat, für die Seeschiff­
fahrt nicht gelten. Auszugehen ist von der das gesamte Betriebs­
verfassungsgesetz beherrschenden Unterscheidung von Betrieb 
und Unternehmen (vgl. u.a. §§ 1, 46, 48, 60 einerseits, §§ 67, 
68, 76, 77, 85 Abs. 2 andererseits). Das Betriebsverfassungsge­
setz trifft nicht nur Vorschriften über die Betriebsverfassung, 
sondern auch über die Unternehmensverfassung. Die Begriffe: 
"Betrieb" und "Unternehmen" sind durch die Wissenschaft und 
Praxis des Arbeitsrechts so geklärt, daß der Senat keinen Anlaß 
hat, über die Unterscheidung längere Ausführungen zu machen.
Der Betrieb ist die organisatorische Einheit von Arbeitsmitteln, 
mit deren Hilfe jemand allein oder in Gemeinschaft mit seinen 
Mitarbeitern einen bestimmten arbeitstechnischen Zweck fortge­
setzt verfolgt (vgl. Nikisch, Lehrbuch S. 69 ff., Dietz, BetrVG 
§ 1 Bern. 36). Im Betrieb steht der Arbeitgeber den Arbeitnehmern 
gegenüber. Der Betrieb ist ein arbeitsrechtlicher Grundbegriff. 
Im Gegensatz zum Betrieb wird das Unternehmen durch die Einheit 
des hinter dem technischen Zweck des Betriebes liegenden Zweckes 
und die Einheit der dieser Zweckerreichung dienenden Organisa-
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tion bestimmt. In aller Regel ist es ein wirtschaftlicher 
Zweck (vgl. Dietz, BetrVG § 1 Bern. 32 ff., Nikisch, Lehr­
buch S. 75, Hueck-Nipperdey, Lehrbuch 6. Aufl. 1955 Bd.l 
§ 16, Kretzschmar, BB 1952 S. 861). Das Unternehmen ist in 
erster Linie ein wirtschaftsrechtlicher und wirtschafts­
verfassungsrechtlicher Begriff. Soweit er für das Arbeits­
recht in Präge kommt, stehen sich hier der (wirtschaftliche) 
Inhaber des Unternehmens, der Unternehmer und die Arbeit­
nehmer gegenüber. Demgemäß unterscheidet das Betriebsver­
fassungsgesetz eine Mitwirkung und Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer durch den Betriebsrat im Betrieb (§§ 49 bis 66) 
und eine Beteiligung der Arbeitnehmer in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten im Wirtschaftsausschuß und durch ihren Be­
triebsrat, vor allem aber im Aufsichtsrat im Unternehmen 
(§§ 67 ff.„76, 77). Während die Vorschriften über die Mit­
wirkung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer durch ihren Be­
triebsrat im eigentlichen Sinne die Verfassung des Betrie­
bes betreffen, ändern die hier in Präge stehenden Vorschrif­
ten über Beteiligung im Aufsichtsrat die Unternehmensver­
fassung, insbesondere das Aktien- und GmbH-Gesetz ab, in­
dem sie ein Drittel der Aufsichtsratssitze der Wahl der An­
teilseigner entziehen und sie den Arbeitnehmern gewähren. 
Besteht somit eine wesentliche Unterscheidung zwischen Un­
ternehmern und Betrieb, die das Gesetz bei der Regelung 
der Mitwirkung und Mitbestimmung zugrundelegt und in sei­
nem Sprachgebrauch, jedenfalls soweit er hier in Präge 
kommt (anders z.B. der unrichtige Wortlaut im § 81 vgl. 
Dietz, § 81 Bern.3 },streng durchführt, so müssen der Vor­
behalt und die Sonderregelung des § 88 Abs. 3 und 4, die 
nur von "Betrieben" sprechen, so angewendet werden, daß sie 
auf Betriebe beschränkt bleiben. Wenn also § 88 Abs. 3 
die Anwendung des Gesetzes für Betriebe der Seeschiff/ahrt
ausschließt, so sind damit nur die Vorschriften des Be- *triebsverfassungsgesetzes ausgeschlossen, die es mit der 
Verfassung in den Betrieben selbst zu tun haben, nicht 
aber die Bestimmungen des Gesetzes über die Unternehmens- 
Verfassung. Das Betriebsverfassungsgesetz findet viel­
mehr ( vorbehaltlich einer späteren anderen gesetzlichen 
Regelung) auf Unternehmen der Seeschiffahrt Anwendung.
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Daher gelten für sie die Regeln über die Wahl von Arbeitnehmer- 
Vertretern in den Aufsichtsrat, da diese das Unternehmen, nicht 
den einzelnen Betrieb betreffen.

Die Scheidung zwischen Betrieb und Unternehmen tritt be­
sonders klar in Erscheinung, wenn ein Unternehmen zwei oder 
mehrere Betriebe hat. In diesem Sinne sind § 88 Abs. 3 und 4 
nach der Auffassung des Senats durchaus klar. Sie bestimmen 
über die Betriebe der Seeschiffahrt, über die Seebetriebe, d.h. 
für die Schiffe, daß das Betriebsverfassungsgesetz für sie 
nicht gilt. Sie bestimmen für die Landbetriebe der Seeschiff­
fahrt, daß das Betriebsverfassungsgesetz für sie gilt. Sie be­
stimmen für die Unternehmen der Seeschiffahrt selbst gar nichts 
für sie gelten somit die Regeln des Betriebsverfassungsgesetzes 
die die Unternehmen betreffen.

Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, daß in den 
allgemeinen Vorschriften dei' § 1 BetrVG von "den Betrieben" 
spricht und daher der Ausschluß des ganzen Gesetzes gemeint sei 
wenn in der Übergangsvorschrift des § 88 BetrVG von Betrieben 
der Seeschiffahrt gesprochen werde. Hätte der Gesetzgeber das 
gewollt, so hätte er es im Gesetz klar zum Ausdruck bringen 
müssen, da der Unterschied zwischen Unternehmen und Betrieb 
das ganze Gesetz beherrscht, der Gesetzgeber also selbst von 
dieser scharfen Scheidung ausgeht. Er hätte bestimmen müssen, 
daß das Gesetz auf Betriebe und Unternehmen der Seeschiff/ahrt 
keine Anwendung findet. Keineswegs fordert der jetzige Y/ortlaut 
des § 88 Abs. 3 die Nichtanwendung des gesamten Betriebsver­
fassungsgesetzes auf die Seeschiffahrt. Wenn ein Gesetz wie 
hier zwei (oder mehr) verschiedene Normengruppen enthält (über 
Betriebe und über Unternehmen), so ist es durchaus sinnvoll, 
die Nichtanwendung der einen Normengruppe (über die Betriebe 
als solche) dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß das ganze Ge­
setz für die Betriebe einer bestimmten Art für nicht anwendbar 
erklärt wird.

Die Kommentare zum Betriebsverfassungsgesetz von Dietz 
und von Erdmann haben die Rechtslage zunächst auch klar erkannt
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Dietz. (So 31 Abs. 2, Vorbem. 16 vor § 76, § 76 Bern. 78, § 88 
Benn 6 ff.) betont zutreffend, daß der fünfte Abschnitt des 
Gesetzes (vorläufig) Anwendung auf Unternehmungen der See­
schiffahrt findet, denn der Aufsichtsrat wird für das Unter­
nehmen, nicht für die einzelnen Betriebe bestellt. Auch Erd­
mann § 88 Bern. 3 geht zutreffend davon aus, daß die Übergangs­
regelung nicht für die Beteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichts­
rat gelten könne, da hier von dem Unternehmen ausgegangen wer­
de. Zu Unrecht nehmen aber Pietz und Erdmann an, daß die Ar­
beitnehmer der See-betriebe ( die Schiffsbesatzungen) nicht 
wahlberechtigt seien. Das führt bei Pietz zu dem befremd­
lichen Ergebnis, daß nur die Arbeitnehmer der Landbetriebe 
Vertreter in den Aufsichtsrat des Seeschiffahrtsunternehmens 
wählen könnten, während Erdmann wegen dieses angeblich feh­
lenden Wahlrechts des fahrenden Personals umgekehrt die Bestim­
mungen der §§ 76, 77 dann überhaupt ausschalten will. Sicher­
lich ist richtig, daß die Wahl zum Aufsichtsrat in den Be­
trieben stattfindet. Das ist aber nur ein technischer Vor­
gangs. (§§ 31 ff., 37 ff. WahlO). Dadurch wird die Wahl kein 
betriebsverfassungsrechtlicher Vorgang im engeren Sinne, 
sondern bleibt eine Aktion im Unternehmensverfassungsrecht. 
Rechtlich ist die Wahl nach § 76 Abs. 2 Satz 1 eine' allge­
meine und überbetriebliche für das ganze Unternehmen. Da­
nach bestimmt sich auch das Wahlergebnis. Daher ist die Auf­
fassung, daß die Besatzungsmitglieder nicht wahlberechtigt 
seien, unzutreffend.

Es ist auch nicht zutreffend, daß in den Betrieben der 
Seeschiffahrt nicht zum Aufsichtsrat gewählt werden könnte, 
weil dort noch kein Betriebsrat gewählt werden könne, denn 
das Gesetz hat die Wahl zum Aufsichtsrat von der Wahl und 
dem Vorhandensein eines Betriebsrates vollständig getrennt 
und geht im § 31 der WahlO selbst davon aus, da£ zum Aufsichts- 
rat zu wählen ist, auch w enn ein Betriebsrat nicht vorhan­
den ist. Es kann auch nicht entgegengehalter werden, daß die 
Besatzungen auf hoher See an der Wahl nicht teUnebnen 1 ‘innen. 
-a:u v ' 1 i„V.a.? ''6 sieht auch für tie Wahl

CT "* *V» .ou von
'.f~t • * • i ."
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dann bei der Aufsichtsratswahl vorgesehen, wenn ein Betriebs­
rat nicht vorhanden ist»

Biese Auslegung der Übergangsregelung des § 88 Abs.3 und 
4 BetrVG entspricht schließlich auch ihrem Zweck. Wenn die Be­
triebe der Seeschiffahrt von dem Betriebsverfassungsgesetz 
einstweilen ausgeschlossen sind, so um deswillen, weil auf 
betrieblicher Ebene Besonderheiten vorliegen. Die Tatsache der
besonderen Eigenart des Schiffsdienstes (Segiannsordnung), 
weiter, daß die Besatzungen längere Zeit auf hoher See sind, 
die besondere Verantwortung des Kapitäns für Schiff, Mannschaf4' 
und Ladung, die Notwendigkeit scharfer Zucht erfordern beson­
dere Berücksichtigung.cEin 3etrieb der Seeschiffahrt pflegt 
weiter aus verschiedenen Schiffsbesatzungen zu bestehen, wodurck 
die Gefahr einer Zersplitterung in kleine und kleinste GrupPen 
hervorgerufen wird. Endlich gehören den Unternehmen der Se3“ 
Schiffahrt regelmässig auch Landbetriebe an, die hinsichtllc’n 
der Betriebsvertretung u.U. einer anderen Regelung zu unterv/er" 
fen sind, aber den Seebetrieben nicht gänzlich unverbund3n &e ~ 

gegenüberstehen können. So wird es u.U. neben den Betriel3sräten 
Bordausschüsse und Landausschüsse und Sonderregeln über die 
Wahlen, die Amtszeiten, die Betriebsversammlungen gebeJn* 
diese auf betrieblicher Ebene notwendigen SonderregelujnSen eineo 
Betriebsverfassungsgesetzes für die Seeschiffahrt k o W en in 
der ünternehmensebene nicht in betracht (mag diese a1,110*1 ^as 
künftige Sondergesetz mit einbezogen werden). Hier T^e^teht 
bereits die Zusammenfassung durch die Organe des Un^erne*inlens > 
nicht zuletzt im Aufsichtsrat, hier erfordert die fBeteiligung 
der Arbeitnehmer in einem wichtigen Aufsichts- unl^ Verwaltungs­
organ, das an Land tätig ist, keine übergangsrege'1111̂  unci 
(vorbehaltlich des künftigen Sondergesetzes) kei’nen Ausschluß 
der §§ 76, 77 BetrVG. Damit entfällt auch der HjauP^e^nwan<  ̂
der Antragsgegnerin.. Erdmanns u.a., daß es nicl])1̂  angehe, wenn 
nur die' Arbeitnehmer des Landbetriebes, der tauter Umstanden 
völlig unbedeutend sei, zum Aufsichtsrat wä -hlen und die Scniffs- 
besatzungen von der Wahl ausgeschlossen se ien. Auch ist oei 
dieser Auffassung dem Gesichtspunkt der L-'-Lnheitlrchkeio der 
unternehmensverfassung Rechnung getragen °
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Wenn die Antragsgegnerin darauf hinweist, daß in der 

Loggprfischerei Besonderheiten deswegen zu berücksichtigen 
seien, weil die Besatzungen nur für die Pangsaison der 
Monate Juni bis Dezember angeheuert werden, so ist hierauf 
schon um deswillen nicht einzugehen, weil diese frage bei 
allen Aufsichtsratswahlen in Saisonbetrieben und durch 
nicht ständige Arbeitnehmer die gleiche ist.

Demgemäß war auf die Rechtsbeschwerde dahin zu ent­
scheiden, daß Vertreter der Arbeitnehmer in den Aufoichts- 
rat der Antragsgegnerin zu wählen sind, und zwar von allen 
ihren Arbeitnehmern. Gemäß § 2 Abs. 4 Lit. o) ArbGG war 
diese Entscheidung Uber den Antrag des Betriebsrats hinaus 
zu treffen.

gez. Nipperdey Dr. Poelmann Dr. König 
Dr. Reinecke Erich Lübbe
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